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2. Die einigermaßen bekannte NICHD-Studie hat anhand von Wieder -
holungsmessung zu unterschiedlichen Lebensmonaten gezeigt, dass
Schuleignung, Sprachentwicklung, positives Sozialverhalten und
Verhaltensprobleme bei Kindern aus armen Familien in einem viel
stärkeren Zusammenhang mit Einkommensveränderungen standen
als bei Kindern aus Familien, die nicht in Armut lebten. Positive
Veränderungen der Einkommens-Bedürfnis-Relation in armen Fami -
lien erwiesen sich als ein ganz zentraler Schutzfaktor für arme
Kinder. In den Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass bereits
ein geringer Einkommensanstieg um eine Standardabweichung 
nach oben vom Durchschnitt armer Familien dazu führt, dass arme
Kinder die gleichen kognitiven Leistungen erzielten wie Kinder aus
nicht-armen Familien. 

3. Diese Befunde konnten auch durch so genannte natürliche Experi mente
gestützt werden, in denen das Einkommen von Familien auf einmal
ansteigt oder abfällt, ohne dass sich andere Faktoren ver ändern. Beein -
druckend sind z.B. die Ergebnisse der Längsschnitt studie von Costello
et al. (2003). Es war weitgehend Zufall, dass das Einkommen in einer
dabei untersuchten Gemeinde schlagartig anstieg, in der ein Casino
eröffnet worden war. Aufgrund rechtlicher Festlegungen wurden alle
in der Gemeinde lebenden Personen pro zentual an den Gewinnen
beteiligt. In Familien, die bis dahin in Armut lebten, zeigte sich alleine
durch den Einkommensanstieg eine deutliche Veränderung der Anzahl
an psychischen und Verhaltens auffälligkeiten. Binnen kurzer Zeit
waren diese Auffälligkeiten auf dem Niveau der Kinder aus der Gesamt -
 stichprobe, die niemals arm gewesen waren.

Fazit: Auch andere Studien kommen in der Regel zu dem Ergebnis, dass
Programme, die Einkommenszuschüsse für bedürftige Familien bein -
halten, in der Regel einen zumindest moderat positiven Effekt auf Schul -
leistungen, Verhaltensprobleme, soziales Verhalten und Gesundheit der
Kinder aufweisen. Es spricht alles dafür, dass das Resümee von McLoyd
et al. (2006: 723) zutrifft: Es ist effektiver, Kinderarmut durch Ein kom -
mens zuschüsse zu verhindern, als die Folgen von Armut durch Eltern -
trainings oder andere Interventionen lindern zu wollen. 

Beim Einzelnen ansetzen: 
das gängige sozialpädagogische Handlungsmuster 

Die diskursive Verkopplung der sozialpolitischen mit der bildungs -
politischen Debatte legt einen Bedeutungsgewinn (sozial-)pädagogischer
Strategien nahe: Wenn es nicht um Umverteilung, sondern um „Bildung“
und „Kultur“ und damit nicht zuletzt um „Haltungen, Einstellungen 
und symbolisch artikulierte[…] Lebensentwürf[e]“ (Brumlik 2007: 82)
geht, sind pädagogische Disziplinen und Professionen gefragt; wenn so
genannte „passive“ (d.h. insbesondere materielle) Leistungen durch
„aktive“ Leistungen ersetzt werden und die Devise der Bearbeitung von
Ungleichheit im Wesentlichen „Making it personal“ (vgl. van Berkel/
Valkenburg 2006) lautet, rücken auf pädagogischen Interventionsformen
personenbezogener sozialer Dienste basierende Strategien in das
Zentrum sozialpolitischer Strategien.

Relevant ist die Bildungsfrage in anderer Hinsicht dennoch. Der
Bildungsreport 2010 zeigt „eine stärkere Abhängigkeit der ökonomischen
Lage vom erreichten beruflichen Abschluss und weniger vom allgemeinen
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Schulabschluss“ (Herv. d. Verf.): „So weisen z. B. Abiturienten ohne
Ausbildungs- oder Studienabschluss eine geringere Erwerbstätigen -
quote, eine deutlich kürzere Dauer der Vollzeiterwerbstätigkeit und auch
eine geringfügig schlechtere Einkommensposition auf als z. B. Personen
mit abgeschlossener Berufsausbildung. Auch haben Personen mit Mitt -
lerem Schulabschluss, aber ohne beruflichen Abschluss eine verhältnis -
mäßig ungünstigere ökonomische Position gegenüber denjenigen mit
Hauptschulabschluss und abgeschlossener Berufsausbildung.“

Im Jahr 2010 lag die Studienberechtigtenquote an den allgemein -
bildenden Schulen bei 31 %. Zugleich lag der Anteil der betrieblichen Aus -
bildungsstellen relativ zur Bevölkerung im Ausbildungsalter bei 65,5 %
(Anger et al. 2012: 145). Selbst wenn man davon ausgehen würde, dass
keiner der Studienberechtigten eine betriebliche Ausbildung machen
würde, dass nur Menschen im „Ausbildungsalter“ um betriebliche Aus -
bildungsplätze konkurrieren würden und alle Ausbildungsplätze optimal
allokiert wären, fänden sich nicht genügend Plätze, um die Bevölkerung
im Ausbildungsalter in Ausbildung zu bringen. Der Übergang in Aus -
bildung und Beruf stellt inzwischen in vielen Regionen und Städten für
eine Mehrheit der Förder-, Haupt- und Gesamtschüler/innen nicht die
Regel, sondern die Ausnahme dar. Empirisch ist das „Übergangssystem“
das eigentliche Regelsystem geworden und stellt einen zentralen „Trans -
missionsriemen“ der Reproduktion sozialer Ungleichheiten dar, der
insbesondere über die Kategorien der Klasse, aber auch der Migration,
Behinderung und nicht zuletzt über Geschlecht vermittelt wird (wobei
von Mädchen als „Bildungsgewinnerinnen“ zumindest mit Blick auf die
berufliche Ausbildung in keiner Weise die Rede sein kann). 

Nicht ausbildungsreif? 
Der Anteil an scheinbar nicht-ausbildungsreifen jungen Menschen
kovari iert mit dem Ausmaß freier Lehrstellen, mit Arbeitsmarkt- und
ökonomischen Konjunkturdynamiken. Geht man hinsichtlich des vari -
ierenden Anteils von „Nicht-Ausbildungsreifen“ in unterschiedlichen Jahr -
gängen davon aus, dass die Mitglieder einzelner Alters- bzw. Abschluss -
kohorten nicht deutlich weniger vermögen als die Jahrgänge darüber
oder darunter, wird in der Etikettierung „nicht-ausbildungsreif“ eine per -
sonalisierte Verantwortungs- und Schuldzuschreibung erkennbar.

Es spricht viel dafür, weniger Persönlichkeitsmerkmale, sondern
vielmehr die, selbst in der konventionellen Schulforschung inzwischen
unbestrittenen, „primären“ – d.h. direkt über die soziale Klassenlage
induzierten – Herkunftseffekte und vor allem „sekundären“ – d.h. über
selektive institutionelle Praktiken induzierte – Herkunftseffekte in den
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit zu rücken. Dass genau dies nicht pas -
siert, sondern die „Kultur“, Persönlichkeit und (Arbeits-)Moral junger
Menschen und ihrer Familien diskutiert wird, sagt viel über das Über -
gangs feld: Zentrale Fragen sozialer Ungleichheit und institutionalisierter
Ungerechtigkeit werden in personale Fragen überführt und zu einer
Angelegenheit von „people-changing activities“ und insofern eben auch
der Sozialen Arbeit überführt. 

Haltungsfragen entscheiden über die Strategien 
gegen Armut und Ungleichheit 

Sozialstrukturelle Ungleichheiten, so signifikant und relevant sie auch
auf das Leben der Betroffenen wirken, liegen stets nicht empirisch





12

die kompetentesten Expertinnen und Experten ihrer Konzeptionen eines
guten Lebens zu betrachten. Die Beurteilung der Qualität des eigenen
Lebens „must be in the eye of the beholder“ (Campbell 1972: 442). Diese
Form der Bestimmung von Wohlergehen führt jedoch konzeptionell wie
politisch auch bei Jugendlichen in die Irre. 

Für eine subjektive Perspektive auf Wohlergehen scheinen zunächst gute
Gründe zu sprechen: 

Es lässt sich nicht bestreiten, dass Menschen auch objektiv gleiche
Zustände, Kontexte und Praktiken subjektiv unterschiedlich bewerten
und wertschätzen. 
Ohne Zweifel kann eine subjektive Konzeption von Wohlergehen der
Pluralität moderner Gesellschaften und vor allem der Tatsache Rechnung
tragen, dass Vorstellungen eines guten Lebens „prima facie nicht all -
gemeingültig sind, sondern Personen in ihrer Individualität kenn zeich -
nen und deshalb unaufhebbar partikular sind“ (Brumlik 1999: 15). 
Mit dem Fokus auf subjektives Wohlbefinden treten „die von den Betref -
fenden selbst abgegebenen Einschätzungen über spezifische Lebens -
bedingungen und über das Leben im allgemeinen [in den Mittelpunkt].
Dazu gehören insbesondere Zufriedenheitsangaben, aber auch generelle
kognitive und emotionale Gehalte wie Hoffnungen, Ängste, Glück und
Einsamkeit, Erwartungen und Ansprüche, Kompetenzen und Unsicher -
heiten, wahrgenommene Konflikte und Prioritäten“ (Zapf 1984: 23). 

Die Jugendhilfe wäre sicherlich schlecht beraten, diese Dimensionen zu
übergehen und monologischen, expertokratischen und/oder wohlfahrts -
bürokratisch verordnenden Formen der Interpretation von Bedürfnissen
der betroffenen Subjekte den Vorrang bei Interventionsentscheidungen
einzuräumen – genau hierin besteht ja auch eine zentrale Kritik an der
„defensiven“ Präventionsidee. 

Ein nicht unerheblicher Vorteil der subjektiven Modellierung von Wohl -
ergehen besteht ferner darin, dass sie (im Großen und Ganzen) empi risch
valide messbar und kardinal vergleichbar ist. Der Beitrag der Jugend hilfe
zu dieser Form des Wohlergehens ließe sich vergleichsweise umstands -
frei in empirische Evaluationen und Wirkungsmessungen einbinden. 
Die Wirtschaftswissenschaften haben das eindrücklich vorgemacht: In der
neueren ökonomischen Mikro-Theorie gilt subjektive Lebenszufrieden -
heit zunehmend als besonders taugliche Proxy-Variable, um die mit
Blick auf rationales Wahlhandeln entscheidende Kategorie des indivi -
duellen Nutzens zu erfassen (vgl. Frey/Stutzer 2002).

An dieser Stelle wird darauf verzichtet, die Erkenntnisse vorzustellen,
die zeigen, wie sich subjektives Wohlbefinden erklären (vgl. z. B. Layard
2005), aber auch gezielte personenbezogene Interventionen formen und
steigern lassen (vgl. Lyubomirsky 2005). Die folgenden Ausführungen
fokussieren vielmehr auf ein zentrales Problem subjektiver Konzep tionen
von Wohlergehen:

Subjektive Bewertungsstandards, Präferenzen und Erwartungen werden
ihrerseits sozialisatorisch erworben, sind Ausdruck einer Anpassung an
je eigene Lebensbedingungen, also selbst durch soziale Privilegierungen
und Benachteiligungen bedingt. Objektiv widrige Lebensumstände
spiegeln sich aus diesem Grund typischerweise nur wenig in Bewer tun -
gen des subjektiven Wohlbefindens der Betroffenen wider. 
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Folgt man dem Kinder- und Jugendsurvey des DJI, sind knapp 93 %
der 16–27-Jährigen und fast 98 % der 12–15-Jährigen subjektiv „glücklich“.
Die Formbarkeit subjektiver Wertmaßstäbe sorgt nun aber dafür, dass
eine Bestimmung von Wohlergehen auf der Basis subjektiver Zufrie den -
heit Ungleichheiten, Ausbeutungs- und Unterdrückungsverhältnisse
verschleiert. In einer eigenen, aktuellen Untersuchung geben 6 % der
Armen an, mit ihrem Leben „gar nicht“ zufrieden zu sein, 75 % geben an,
eher oder völlig zufrieden mit ihrem Leben zu sein, wohlgemerkt, von
den unteren 20 % der Gesellschaft.

Bei den von mir befragten jungen Menschen zeigt sich darüber hin -
aus die theoretisch absurde Situation, dass die am stärksten privi -
legierten 20 % der Befragten mit ihrem Leben subjektiv etwas weniger
zufrieden sind als die am stärksten deprivierten 20 %.

Das wesentliche Schlagwort lautet „adaptive Präferenzen“. Dabei geht
es um Prozesse der Anpassung von Ambitionen, Beurteilungsmaß stäben,
Grundhaltungen, Empfindungen, Überzeugungen und ästhetischen Vor -
lieben an die eigenen objektiven Lebenssituationen und -möglichkeiten. 

Auch Menschen in marginalisierenden Lebenslagen sind in dem Maße
zufrieden und glücklich, wie sie sich mit eingeschränkten Lebensaus -
sichten zufriedengeben bzw. zufriedengeben müssen. Empirisch gilt: 
Je länger eine sozial und materiell schwierige Situation andauert, desto
stärker tendieren die Betroffenen dazu, ihre Aspirationen und Neigungen
dieser Situation anzugleichen. 

Menschen mögen demnach auch in marginalisierenden Lebenslagen
ein beachtlich hohes Maß an Zufriedenheit und Aspirationsbefriedigung
angeben, allerdings auf der Basis von „preferences that have adjusted 
to their second-class status” (Nussbaum 2003: 33). Der Sozialstruktur -
forscher Robert Erikson (1993: 77) hat deshalb durchaus recht, wenn er
schreibt, „zu messen wie zufrieden Menschen sind, ist gleichbedeutend
mit der Messung, wie gut sie sich an ihre gegenwärtigen Bedingungen
angepasst haben“.1

Für die Soziale Arbeit endgültig unbrauchbar wird die subjektive Bestim -
mung von Wohlergehen letztlich durch die banale Tatsache1, dass sich
Wohlbefinden und subjektive Zufriedenheit auch durch eine systema -
tische Minderung von Ansprüchen befördern lässt. Befürworter/innen
einer subjektiven Bestimmung menschlichen Wohlergehens müssten
konsequenterweise indifferent zwischen Politiken sein, die die Möglich -
keiten der Menschen erhöhen oder ihre Ansprüche und Hoffnungen
senken, sofern beide vergleichbare Wirkungen auf das subjektive Wohl -
befinden haben. 

Wird diese Perspektive zum entscheidenden Evaluationskriterium
erhoben, hätten soziale Programme und Interventionen, die die soziale
Lage und Lebenschancen ihrer Adressatinnen und Adressaten nicht ver -
bessern, aber deren soziale Erwartungen und Aspirationen senken, als
„objektiv erfolgreich“ zu gelten, während Programme, die Lebens chancen
verbessern, aber zugleich auf (uneingelöste) Ansprüche ver weisen und
über verdeckt gebliebene Ungleichheiten aufklären, als „objektiv erfolg -
los“ zu betrachten wären. Konsequent zu Ende gedacht, legt die Metrik
subjektiven Wohlergehens nahe, dass eine Verschleierung von Ungerech -
tig keit und Unterdrückungsverhältnissen deren Aufhebung ethisch-
politisch ebenbürtig sei. 

1
In einer eigenen Untersuchung in einem 
so genannten „sozialen Brennpunkt“ zeigt
sich diesbezüglich etwa, dass die Zufrieden -
heit der Bewohner/innen beispielsweise
durch aus mit ihrem formalen Bildungs -
abschluss zusammenhängt – nur die Korre -
lation ist statistisch signifikant negativ.
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Dass sich subjektive Zufriedenheit als entscheidender Indikator zur
Beurteilung und wirkungsorientierten Steuerung sozialer Dienste
etabliert hat, spricht Bände über den Zustand emanzipativer Ansprüche
in der Sozialen Arbeit. Mit einer offensiven Präventionsorientierung, 
wie sie hier vorgeschlagen wird, hat diese Bestimmung von Wohlergehen
nichts zu tun. 

Sofern man auf einem qualitativen Unterschied zwischen einer Päda -
gogik der Ermöglichung und einer Pädagogik der Anpassung besteht, 
ist subjektive Zufriedenheit keine geeignete Maßeinheit zur Bestimmung
von Wohlergehen. Das Einzige, was man sich diesbezüglich gefallen
lassen kann, ist das Argument, dass Menschen die subjektiv unzufrieden
bzw. unglücklich sind, auch „objektiv“ kein gutes Leben führen.

Objektives Wohlergehen und Capability sind der Maßstab 
Eine objektive Formulierung von Wohlergehen auf der Basis des
inzwischen auch in der Sozialen Arbeit auf breiter Ebene zur Kenntnis
genommenen Capabilities-Ansatzes wird an dieser Stelle für die zukünf -
tige, inklusive Kinder- und Jugendhilfe vorgeschlagen. Der Capabilities-
Ansatz ist ein zunächst gerechtigkeitstheoretisch fundierter Ansatz, der
im Zuge einer kulturanalytischen und geschlechter theoretischen Kritik
an einseitig ressourcenbezogenen Bestimmungen von Ungleichheit
entwickelt worden ist. 

Über materielle Ressourcen zu verfügen, so das Argument, sei zwar
ohne Zweifel eine wesentliche Grundbedingung, aber eben nicht alleine
dafür entscheidend, welche Lebenschancen und Entfaltungspotenziale
unterschiedliche Akteure lebenspraktisch auch tatsächlich realisieren
können. Statt auf Ressourcen – als Mittel zur Zielerreichung – solle sich
der Blick daher auf die tatsächlich realisierbaren Funktionsweisen,
d.h. auf die Kombinationen von Tätigkeiten und Zuständen einer Person
richten. 

Vertreter/innen des Capabilities-Ansatzes haben deshalb argumen -
tiert, bei der Bewertung von Lebenssituationen, aber auch von sozialen
Politiken und Diensten die tatsächlichen Handlungs befähigungen und
Verwirklichungschancen, d.h. Capabilities, in den Blick zu nehmen. 
Für die Jugendhilfe legt der Capabilities-Ansatz zunächst eine relationale
Perspektive nahe. Die Capabilities-Perspektive verlangt, den materiell
und institutionell strukturierten Raum gesellschaftlicher Möglichkeiten
zu einem akteursbezogenen Raum individueller Bedürfnisse und Hand -
lungs befähigungen mit Blick auf die Ermöglichung einer selbst bestimm -
ten Lebenspraxis in Beziehung zu setzen.

Im Sinne einer solchen relationalen Perspektive ist der Capabilities-
Ansatz an sozialarbeiterische Perspektiven anschlussfähig, weil er über
materielle Aspekte hinaus auch Anerkennungsverhältnissen und der
Frage nach „Kultur“ im Sinne von Haltungen, symbolisch artikulierten
Lebensentwürfen und sinngebenden Praktiken eine systematische
Bedeutung zuweist. 

Für die Soziale Arbeit angemessen ist die Capabilities-Perspektive
deshalb, weil sie sich auf die Komplexität von Lebenswelten und Lebens -
führungen von leibhaftigen, mehr oder weniger abhängigen, verwund -
baren Akteurinnen und Akteuren „mit einer konkreten Geschichte,
Identität und affektiv-emotionalen Verfassung“ (Benhabib 1989: 468)
bezieht. 
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Eine wichtige Unterscheidung des Ansatzes ist die zwischen Funktions -
weisen und Capabilities: 

Funktionsweisen verweisen auf tatsächlich realisierte wertgeschätzte
Zustände und Handlungen, die für das eigene Leben als wertvoll
erachtet werden und die die Grundlagen der Selbstachtung nicht in
Frage stellen. 
Mit Capabilities geht es hingegen um die reale praktische Freiheit, sich
für – oder gegen – die Realisierung von unterschiedlichen Kombi na -
tionen solcher Funktionsweisen selbst entscheiden zu können. 

Der Blick auf diese Capabilities eröffnet eine Perspektive auf Wohl er -
gehen, die über die Frage subjektiver Zufriedenheit und Wunsch erfül lung
hinausgeht. In den Mittelpunkt rückt das Ausmaß und die Reichweite
des Spektrums effektiv realisierbarer und hinreichend voneinander unter -
scheidbarer Möglichkeiten und Handlungs bemächtigungen, über die
Akteurinnen und Akteure verfügen, um das Leben führen zu können,
welches sie mit guten Gründen erstreben. 

Damit unterscheidet sich diese Perspektive auch von der konven tio -
nellen Wirkungs- und Evaluationsforschung, die in der Regel das Aus -
maß messen, in dem sozialpolitische oder pädagogische Interventionen
ihre Adressatinnen und Adressaten zu vorab definierten und inhaltlich
fixierten Daseins- und Handlungsweisen hin verändert haben. Die Frage
nach den eröffneten Freiheits- und Autonomiespielräumen rückt hier
jedoch in den Hintergrund, während sie aus einer Capabilities-Perspek -
tive den wesentlichen Aspekt des Nutzens solcher Maßnahmen darstellt.

Basic-Capabilities
Wenn der Ungleichheitsmaßstab der Raum an realen Möglichkeiten und
Fähigkeiten von Menschen ist, sich für die Verwirklichung unterschied -
licher Handlungs- und Daseinsweisen entscheiden zu können, für die
aus der Sicht des eigenen Lebensplans gute Gründe sprechen, besteht
ein mögliches Problem darin, dass die Menge potenziell förderbarer Mög -
lichkeiten und Fähigkeiten sehr vielfältig, wenn auch nicht alle gleicher -
maßen fundamental sind. Es scheint daher sinnvoll, einen Kernbereich
von Capabilities zu begründen, auf die sich die Bildungs- und Jugend -
forschung konzentrieren sollte und die öffentliche Wohlfahrts- und
Bildungsinstitutionen fördern sollten. Ein viel beachteter Vorschlag für
eine solche Eingrenzung ist eine Liste, dem Anspruch nach universeller
Basic-Capabilities, die Martha Nussbaum (vgl. 2006) begründet hat.
Sozialpädagogisch relevante Aspekte dieser Liste reichen von der Befähi -
gung zur Ausbildung sensorischer Fähigkeiten und grundlegender Kul tur -
techniken, über die Möglichkeit und Fähigkeit zu Bindungen mit anderen
Menschen bis hin zur Befähigung zur Ausbildung praktischer Vernunft
und einer eigenen revidierbaren Konzeption eines gelungenen Lebens
im Wissen um die eigenen Umstände und Wahlmöglichkeit. 

Nussbaum geht es mit dieser Liste um Berechtigungen, die sie als Auf -
gaben für öffentliche Institutionen formuliert. Diese Liste zielt dezi diert
nicht darauf, für die je Einzelnen Wohlergehen einer wert bezogenen
Weise verbindlich zu definieren und zu dekretieren. Vielmehr geht es
darum, allgemeine Voraussetzungen für Wohlergehen vorzulegen. 

Diese Capabilities als Maßeinheit zur Bestimmung von Ungleichheit
legt im Sinne eines praktischen Transfers der so gewonnen Einsichten
weder eine Beliebigkeit und Willkür noch eine standardisierte Festlegung
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Statistik ist ein Instrument der standardisierten Beobachtung, mit
deren Hilfe es möglich wird, den aktuellen Stand eines Arbeitsfeldes 
zu bilanzieren sowie Entwicklungen zu verfolgen und damit auch Ver -
ände rungen frühzeitig wahrzunehmen – und dies fallübergreifend,
einrich tungs übergreifend, trägerübergreifend und überregional, jenseits
persönlicher Erfahrungs horizonte. Statistiken können damit, immer
natürlich abhängig von ihrer Qualität, zu einem Spiegelbild gesellschaft -
licher Realitätsausschnitte werden oder zu einem fatalen Zerrspiegel,
wenn sie das, was sie zu messen vorgeben, nur unvollständig ins
Blickfeld rücken – und dies anhand des Datenmaterials möglicherweise
noch nicht einmal erkennbar wird. Die im Jahre 2012 mehrfach geführte
Diskussion um die Armutsdaten ist sicher ein aktuelles Beispiel hierfür
(vgl. auch Pothmann 2012).

2. Jugendsozialarbeit – sperrig für empirische Vermessungen
Aufgabe der Jugendsozialarbeit ist es, die schulische, berufliche und
soziale Integration sozial benachteiligter und/oder individuell beein träch -
tigter junger Menschen zu unterstützen und zu fördern. Durch diese
generelle Aufgabenbestimmung ist die Jugendsozialarbeit auf verschie -
dene Zuständigkeiten und sich daraus ergebende Finanzierungsquellen
verwiesen. Die wichtigsten Arbeitsbereiche – und damit in besonderer
Weise auch für die Aufarbeitung der Datenlage relevant – sind in diesem
Zusammenhang:

die Jugendberufshilfe
die Arbeit mit jugendlichen Migrantinnen und Migranten
das Jugendwohnen (vor allem zur Unterstützung im Ausbildungssystem)
die Schulsozialarbeit, nicht zuletzt die Arbeit mit „schulmüden“ Jugend -
lichen/Schulverweigerern
die aufsuchende Jugendsozialarbeit/Streetwork

Das Problem: Die Jugendsozialarbeit hat unter Professionsgesichts -
punkten als Teil der Kinder- und Jugendhilfe keine Monopolstellung bei
der Aufgabenerledigung, sondern es gibt genauso andere Akteure, die
diese Aufgaben auf einer anderen rechtlichen Grundlage mithilfe
anderer Finanzquellen ebenfalls wahrnehmen. Das macht eine robuste
empirische Vermessung schwierig. Die Jugend sozialarbeit ist damit ein
weiterer Leistungsbereich des Sozialstaates und ist entsprechend im
Sozialgesetzbuch verankert, und zwar vor allem im SGB II und III für die
von der Bundesagentur finanzierten Arbeitsmarktmaßnahmen sowie im
SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) und im SGB XII (Sozialhilfe). Diese
zum Teil diffuse Vielfalt der rechtlichen Grundlagen lässt zumindest
schon einmal eine gewisse organisatorische Zergliederung der Jugend -
sozialarbeit vermuten. Dies ist nicht zuletzt auch für die Jugendsozial -
arbeit als Kooperations- und Netzwerkpartner nicht einfach, gerade dann,
wenn es um strategische Partnerschaften und Bündnisse jenseits der
lokalen Ebenen geht. Dabei ist die damit einhergehende fehlende Sicht -
barkeit des Arbeitsfeldes nur eines der damit verbundenen Probleme.

3. Unübersichtlich und lückenhaft: die Datenlage 
zur Jugendsozialarbeit im Praxistest

Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, das Feld der Jugendsozialarbeit
zu sortieren. Naheliegend sind sicherlich zunächst die Handlungs berei che
des Arbeitsfeldes, die auch im § 13 SGB VIII angedeutet werden, wenn
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hier von sozialpädagogischen Hilfen gesprochen wird, „die ihre schulische
und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre
soziale Integration fördern“ (§ 13 Abs. 1 SGB VIII). Diese Differenzierung
wird auch im Folgenden eine Rolle spielen, steht allerdings nicht im
Vordergrund. Vielmehr ist zunächst eine andere Unterscheidung von
größerer Bedeutung. Der folgende Zahlenspiegel orientiert sich an Beob -
achtungsperspektiven für die Jugendsozialarbeit: Es wird unter schieden
zwischen Adressatinnen/Adressaten, Ausgaben und Einnahmen, Ein -
richtungen, Personal sowie Maßnahmen und Projekten.

Im Zahlenspiegel: Adressatinnen/Adressaten
Grundsätzlich können systematisch die potenziellen von den tatsäch -
lichen Adressatinnen und Adressaten unterschieden werden. Die Anzahl
der tatsächlichen Adressatinnen und Adressaten lässt sich noch ver -
gleichsweise unkompliziert über die Bevölkerungsstatistik bestimmen,
sofern man sich über die Zielgruppen der Angebote der Jugendsozial -
arbeit verständigt hat. Oftmals wird in diesem Kontext – nicht zuletzt
auch in den Kinder- und Jugendberichten (vgl. z. B. BMFSFJ 2005, S. 420)
– auf die 15- bis unter 27-Jährigen rekurriert. Das wären für Nordrhein-
Westfalen zum 31.12.2011 rund 2,5 Mio. junge Menschen. Zählt man 
die 12- bis unter 15-Jährigen als potenzielle Zielgruppe für die Schul sozial -
arbeit noch mit hinzu, so landet man bei knapp 3,1 Mio. 

Es gibt keine Daten darüber, wie viel junge Menschen von der Jugend -
sozialarbeit erreicht werden oder im Laufe ihres Aufwachsens von den
Angeboten und Strukturen erreicht werden oder gar erreicht werden
müssten. Stellt man die Frage nach den potenziellen Adressatinnen und
Adressaten, so ist man fast zwangsläufig bei den Lebenslagen der jungen
Menschen angelangt und damit in Anbetracht des Auftrags der Jugend -
sozialarbeit auch bei der Identifizierung von „prekären Lebens lagen“.

Doch was sind prekäre Lebenslagen und welche sind für die
Jugendsozialarbeit relevant? In einer Expertise für den 9. Kinder- und
Jugendbericht der Landesregierung Nordrhein-Westfalen haben Thomas
Rauschenbach u. a. (2011) insbesondere folgende Dimensionen prekärer
Lebenslagen herausgearbeitet: Armut, Migration, Bildung. 

Das Beispiel Bildung: Hier sind Indikatoren zu Schulabgängern ohne
Abschluss eine zentrale Bezugsgröße. So stellt auch der Bildungsbericht
2010 einmal mehr problematisierend fest, dass jedes Jahr viele 
Jugend liche die allgemeinbildenden Schulen ohne Abschluss verlassen 
(vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010, S. 90). Dies gilt
bun des weit, aber auch für Nordrhein-Westfalen. Zwischen 5 % und 6 %
der Schulabgänger/innen in Nordrhein-Westfalen verlassen die Schule
ohne einen Hauptschulabschluss. Die Quote ist bei den Jungen höher 
als bei den Mädchen. Bei den Abgängern allgemeinbildender Schulen ohne
Abschluss sind bestimmte Gruppen stärker vertreten als andere. So sind
Schüler/innen ohne deutsche Staatsangehörigkeit überrepräsentiert.
Rund 12 % der nichtdeutschen Schulabgänger/innen verlassen die Schule
ohne Abschluss. Ferner verlassen die meisten Schüler/innen von einer
Förderschule die Schule ohne einen Abschluss. Häufig trifft auf junge
Menschen mit einem Migrationshintergrund beides zu. Sie besuchen
über proportional eine Förderschule, und zwar nicht selten allein auf grund
ihrer Sprachprobleme. Anders formuliert: Es wird auf Sprach pro bleme
junger Menschen mit einem Migrationshintergrund durch Separierung
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Am Beispiel HzE-Kosten: Über 10.500 Inobhutnahmen gab es im Jahr
2011. Heimunterbringung ist mit das Teuerste, was in der Jugendhilfe
geleistet wird. Zwei Drittel der Heimunterbringungen passieren im Alter
von 14 bis 18 Jahren. Wir wollen hinschauen und verstehen, was ist von
0 bis 14 Jahren passiert, was ist da schiefgelaufen? Wie kann Prävention
da besser verankert werden, früher ansetzen?

Vom Kind her denken
Es ist notwendig, auf diesen hehren Grundsatz hinzuweisen. Das gilt
auch für die ministeriellen Arbeitsgruppen. Denn die „Versäulung der
Zuständigkeiten“ (vor Ort – kommunal – ministeriell) lässt das manch -
mal aus dem Blick geraten:

Schule – Schulamt – Schulministerium
Jugendhilfe – Jugendamt – Familienministerium
Gewaltprävention – Polizei – Innenministerium
Kinder- und Jugendpsychiatrie – Gesundheitsämter – Gesundheits -
ministerium 
usw.

Die Kommunikation könnte viel besser sein. Die Schnittstellen zwischen
den jeweils zuständigen oder Beteiligten sind nicht nur, dass das Jugend -
amt mit dem Kämmerer ringt, es gibt auch wenig Austausch zwischen
Schule und Jugendhilfe, zwischen Schulämtern und Jugendämtern, zwischen
Sozialämtern und Argen, die dazugehören. Das heißt: Die „Versäulung“
der Leistung SGB II, III, V, VIII, XII usw. spielt eine immer größere Rolle. 

Zurzeit wird der Stand der Dinge in den 18 Kommunen erhoben: 
Viele arbeiten längst in Netzwerken. Welche Angebotsstruktur besteht
dort? Wie sind die Unterschiede Stadt, Land, wo es nicht überall eigene
Jugendämter gibt? Gleichzeitig arbeiten die Kommunen in vier AGs 
– so genannten Lernclustern: Übergangsmanagement – Einbindung der
Zivilgesellschaft – Innovative Finanzierungsmodelle – Sozialraum orien -
tierung.

Beispiel: Übergangsmanagement
Wir arbeiten auf, was im Übergangsmanagement passiert an den jewei -
ligen Übergängen (Ü3, Kita/Schule, NÜS usw.). Da gibt’s Probleme zum
Beispiel hier: Kitas dokumentieren Bildungsfortschritte von Kindern,
jede nach ihren eigenen Vorstellungen. In der Grundschule kommen die
Schüler/innen aus verschiedenen Grundschulen zusammen mit ihrer
sehr unterschiedlichen Dokumentationsbasis. Das könnte man klarer,
besser und vom Kind her gedacht machen. 

Beispiel: Elternarbeit 
Thema der Fachtagung Starke Seelen des Gesundheitsministeriums
waren psychisch kranke Kinder. Jeder weiß und betont, dass Elternarbeit
hier sinnvoll und notwendig ist, trotzdem wird diese nicht finanziert.
Oder: Aufs Kind bezogene Leistungen werden finanziert, aber nicht die
Elternarbeit. Oder: Auf die Eltern bezogene Leistungen werden finan ziert,
aber nicht die Begleitung der Kinder. Die Schnittstellen in der Prävention
sind offensichtlich.

Das Gesundheitsministerium ist ebenso dran wie das MFSJKF, das
Sozialministerium usw. Alle hängen an dem Präventionsbegriff. Schwie rige
Finanzierungsfragen betreffen im Einzelnen SGB II, III, V, VIII, IV usw. 
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Beispiel: Gestiegene Energiekosten 
Stromsperren ist ein Thema für die Jugendhilfe. Wenn Strom abgeschal -
tet wird in Haushalten, dann geht es auch um „Kindeswohlgefährdung“.
Da müssten Jugendämter aktiv werden in allen Kommunen. Hier fehlt
die Schnittstelle.

Kein Kind zurücklassen heißt:
Wir versuchen, solche Schnittstellen zu klären und neu vom Kind her
zu denken.
Sozialraumorientierung, individuelle Hilfe muss in den Stadtteilen
organisiert werden, in denen die Kinder/Jugendlichen ihre Bezugs -
gruppen/Peergruppen haben. Die Vermeidung von Parallelstrukturen
muss hier beginnen.
Interesse der Kommunen: Innovative Finanzierungsmodelle. Dagegen
ist nichts einzuwenden, aber: Wir sehen in dem Programm erst einmal
ein Investitionsprojekt. 
Einbindung der Zivilgesellschaft: Patenschaftsprogramme, öffentliche
Verantwortung für die Erziehung etc. Einbindung von Ehrenamtlichen
an den Schnittstellen (z. B. Ausbildungsbegleitung)

Fazit 
Es geht darum, Netzwerkketten aufzubauen mit klaren Leistungs verein -
barungen auf Augenhöhe zwischen öffentlichen und freien Trägern.
Nicht immer so: Die freien Träger müssen bitten und den Bedarf anmel -
den und hoffen, dass sie gehört werden. Wir machen deshalb gern im
Landesprogramm mit, weil wir so auch sehen können: Geht es vor allem
darum, Geld zu sparen, oder darum, qualitativ was zu ändern?

Es ist viel Verbesserung möglich. Es gibt viel mehr Angebote, sie
müssen nur besser miteinander vernetzt werden, in Form von Leistungs -
vereinbarungen zwischen Leistungsträger A und Leistungsträger B an
der Schnittstelle C. Größere Produkte sind zu bilden, um dort freiwillige
Leistungen mit gesetzlichen Pflichtleistungen zu mischen und so aus der
ständigen Rechtfertigung für freiwillige Leistungen herauszukommen,
unter der ja vor allem die freien Träger leiden. Damit die Hilfestellen
nicht gegen-, sondern miteinander arbeiten, müssen wir an den Schnitt -
stellen besser werden.

Dazu gehört auch: Kein Kind zurücklassen ernst nehmen. 5 bis 15 % der
Kinder mit den größten Problemen werden nicht erreicht. Kinder von
Sinti und Roma, Kinder, deren Eltern in Haft gekommen sind, Kinder an
der Schnittstelle Psychiatrie, Kinder aus Heimen usw. – da müssen wir
ansetzen und versuchen, mehr von diesen Kindern hineinzubekommen.
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Wer steht wofür? Auf die Ziele kommt es an.
Wenn es um effektive Netzwerkarbeit geht, muss die Frage nach den
Zielen beantwortet werden. Darin sieht Ziegler die eigentliche Heraus -
forderung für Ketten oder Netzwerke: Differenzen nicht zugunsten 
der Netzwerkharmonie übersehen. Bei denen, die behaupten, gleiche
Interes sen zu verfolgen, könne man nicht von Übereinstimmung bei den
Zielen ausgehen. Augenhöhe sei ein frommer Wunsch. Wenn 30 Organi -
sationen auf Augenhöhe an einem Strang ziehen, „ist das Netz hand -
lungsunfähig“. Also muss, wie in Einzelbeispielen im Publikum gezeigt,
eine/r den Ton angeben. Den anderen bleibt die Rolle des Mitziehens.
Welche Befugnisse haben die einzelnen Akteure wirklich? Welche wirt -
schaftlichen Abhängigkeiten bestehen, trotz hehrer gemeinsamer
Aktionsbereitschaft? 

Netzwerken bedeutet außerdem, sich thematisch wie inhaltlich fest -
zulegen, also auch zu begrenzen. Ein Beispiel dafür sind die Präventions -
ketten. Deren Ziel ist eindeutig: Von U9 bis zum 18. Lebensjahr sollen
gelingende Übergänge, Devianzverhinderung und schließlich erfolgreiche
Übergange in den Beruf durch gute abgestimmte Kooperation möglich
werden. Doch: Ist das alles? Gäbe es noch mehr zu erreichen? Ziegler
verweist provokativ auf die Selbstbeschränkung der hier fehlenden sozial -
pädagogischen Perspektive, „z. B. Richtung Lebens- und Liebes taug lich -
keit von Akteuren“. Hier werde im Vorfeld koordiniert mit Bezug auf
eine Lebensphase, um was es gehen soll. Dabei entstehe eine gemein -
same Agenda mit Themen, Inhalten, Problemen, die von den beteiligten
Institutionen ausgehandelt wurden – und bei der manche Aspekte
ausblendet werden. 

Zwischen Kostenersparnis und Gewinnermittlung
Martin Debener beleuchtet das Netzwerkthema noch einmal aus 
der Sicht der freien Träger. Über die Beteiligung in Netzwerken, in den
Präven tionsketten oder dem NÜS bringen freie Träger die Interessen
von Jugendsozialarbeit, Kita, Schule, Schulsozialarbeit etc. ein. Das Ziel
ist, mit ihrem Wissen und ihrer Sicht auf die Klientel gehört zu werden
– gerade, weil im Hintergrund von Netzwerkarbeit immer auch die
Jugendhilfekosten stehen. Debener sieht eine Aufgabe von Beteiligung
darin, sicherzustellen, dass die Rechnung zu Gunsten der Kinder und
Jugendlichen ausfällt: „Schritt 2! Wenn wir es schaffen mit den Ketten,
Netzwerken, Kindern und Jugendlichen ein Stück zusätzliche Hilfe
anzubieten, dann dürfen die Kommunen auch Jugendhilfekosten sparen.“
„Investitionsprojekt“ sei die Sprachregelung, auf die man sich verstän -
digt habe.

Ehrenamt kann dabei eine Rolle spielen. Debener nennt Beispiele aus
den Selbsthilfekontaktstellen, z. B. Patenschaftsprogramme in der Aus -
bildung und Ausbildungsbegleitung oder die Suche nach Pflegefamilien
für Kinder. „Wenn man es schafft, zusätzliche Pflegeeltern zu gewinnen,
kann das ein Gewinn für die Kinder und Jugendlichen sein. Und dann
darf es auch ein Gewinn für den Jugendhilfeetat sein – im zweiten
Schritt.“ Heimunterbringung verursache enorme Kosten in den Kommu -
nen. „Wenn wir es schaffen, hier teuere Lösungen abzubauen und
Rückführungsprogramme in die Familien zu organisieren, mit Vorberei -
tung, Begleitung etc. kann das sinnvoll sein.“ Gerade wegen der inhalt -
lichen Ausgestaltung solcher Ansätze ist es für ihn unverzichtbar, dass
sich die freien Träger hier einmischen und mitgestalten. „Da sehe ich
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gucken: Da hat man neben einer ,Musterreferenzkommune‘ wie Dort -
mund aber im Land auch ,weiße Flecken‘, wo es weder Angebote noch
eine Teilnahme am NÜS gibt.“ Seit 2010 habe das MFKJKS NRW versucht,
einige dieser weißen Flecken zu schließen, „aber wenn wir im Endaus -
bau dahin kommen, dass es in allen Kreisen und kreisfreien Städten
eine kommunale Koordinierung im Neuen Übergangssystem gibt, dann
ist es schwierig zu sagen, wie in jeder einzelnen Kommune die Jugend -
sozialarbeit eingebunden sein wird.“ Die Lage zurzeit: Bei den Referenz -
kommunen gibt es eine (Leverkusen), in der die kommunale Koor -
dinierung direkt bei einem Jugendhilfeträger angedockt ist. Bei allen
anderen ist das nicht der Fall, und dann sei selbstverständlich auch der
Blick aufs Ganze ein anderer, so Anke Mützenich. 

Wie viel Netzwerkarbeit verträgt eigentlich
Jugendsozialarbeit und wann verheddert man sich?

Die Skepsis angesichts der gegenwärtigen Strukturen ist groß. Dabei
sollte sie sich, so der Vorschlag von Professor Holger Ziegler, doch eher
gegen die Netzwerke selbst richten. Seine provozierende These könnte
die Diskussion entschärfen: „Ich kenn keine deutsche Studie, die besagt,
dass Netzwerke effizienter sind als gut arbeitende Einzelbereiche.“
Ziegler verweist auf den hohen Organisationsaufwand, der mit dem
Netzwerkthema automatisch gekoppelt sei. Netzwerke seien nicht selten
mehr auf sich selbst als auf ihren inhaltlichen Zweck bezogen. Ganze
Initiativen bestehen seiner Beobachtung nach darin, dass man sich ver -
netzt, eigens eingerichtete Stellen für Leute schafft, die dann das Netz -
werk betreuen. Der wirkliche Nutzen erscheine fraglich: Oft würden
bloß Netze vernetzt. Das Versprechen einer wirkungsorientierten Jugend -
hilfe, in der über Synergien auf lange Sicht auch Ressourcen eingespart
würden, sieht Ziegler nicht eingelöst. 

Er sieht sich durch gängige Untersuchungen bestätigt. In der Regel
zeigen diese, dass die Netzwerkpartner mit der Kooperation einver stan -
den sind, und finden, dass man im Netzwerk etwas Sinnvolles mitein -
ander gemacht und voneinander gelernt habe. Einen Beleg für den
Nutzen von Netzwerken ergebe das aber noch nicht. Ziegler verweist
auf Studien aus England, die das Ergebnis von Netzwerkarbeit als
„mixed“ bezeichnen. „Relativ häufig ist es so, dass Netzwerke nur mehr
Arbeit machen und schlechter funktionieren als gut funktionierende
Einzelbereiche, die ihren Job ordentlich machen.“

Die Praktiker in funktionierenden Netzwerken kann er damit jedoch
nicht überzeugen. Thomas Krützberg, Jugendamtsleiter der Stadt
Duisburg, bezweifelt die Netzwerk-Ineffizienz-These von Ziegler ebenso
wie Angela Dietz, die bei GrünBau Dortmund Koordinatorin der schul -
bezogenen Angebote ist. Netzwerk ineffektiver als Einzelmaßnahmen?
„Ich sehe das anders: Wir haben in dem Netzwerk sicher die Möglich -
keit, Lückenkinder zu erfassen, dadurch dass wir uns gut absprechen
können. Es gibt eine Betreuung für Schulverweigerer ab 12 Jahre bis zum
Alter von 25 Jahren. Wir haben die Möglichkeit „weiche Übergaben“ zu
machen. Das sehe ich auch als großen Vorteil. Und weiterer Nutzen:
Doppelstrukturen werden vermieden. Konkret: Dass hier ein Assess ment
und da eine Testung gemacht wird und die eine Stelle von der anderen
nichts weiß.“
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Ergebnis zustandekommen, „als wenn man ,geordnet‘ zusammen -
arbeitet und Dinge mitentscheidet und beeinflusst, für die man nicht
kompetent ist und die einen institutionell nichts angehen“, so 
Holger Ziegler. Der Professor für Erziehungswissenschaften verweist
auf Evaluationen, die zeigen, dass die Netzwerk-Disziplin auch
blockiert, wenn z. B. dadurch von den Einzelnen Kompromisse
gefordert sind.

Auf Nachfrage aus dem Publikum: Ja, Synergieeffekte sind dennoch
auch nachweisbar, jedoch nicht automatisch gegeben. Holger Ziegler:
„Ich bin ein großer Freund des organisationstheoretischen Modells 
des ,Garbage Can‘2. Das habe ich festgestellt bei Netzwerken. Leute tun
sich zusammen, vernetzen sich. Dann kommt es drauf an, dass man
eine gemeinsame Problemsicht erzeugt. Also handelt man aus und ver -
sucht herauszufinden, was ist das gemeinsame Problem. Anschließend
wird das bearbeitet, worauf man sich geeinigt hat. Das kann sich unter -
scheiden vom realen oder dringlichen Problem. Es bleibt das, worauf
man sich geeinigt hat. Das ist die große Gefahr bei Netzwerken. Dazu
ein Beispiel: Kinder psychisch kranker Eltern. Da vernetzen sich alle, 
die mit dem Thema zu tun haben, mit Ausnahme der Erwachsenen psy -
chiatrie. Einigkeit zum Ziel ergibt sich wie von selbst: Den Kindern muss
geholfen werden. Am Thema vorbei: Nichts dagegen, dass man psychisch
kranken Kindern hilft, aber das war nicht das Problem, zu dem man 
sich getroffen hat.“

Beteiligung unverzichtbar?
Die kritischen Punkte liegen am Ende der Diskussion offen: Koope ra tio -
nen in Netzwerken sind nicht automatisch erfolgreich. Sie werden
selten von allen Akteuren gleichermaßen gut gefunden, vielmehr kritisch
gesehen, wenn die Steuerung durch andere – mit anderen Interessen –
vorgegeben ist. Inhalte oder auch Klientinnen und Klienten, die ebenso
gut Hilfe brauchen könnten, bleiben außen vor, wenn sie nicht in den
Filter des Netzwerkes passen. Es gibt stets eine Streuung und
Aushandlung von Aufmerksamkeit, auf die man sich zuvor geeinigt hat,
die mit inhaltlichen Verlusten verbunden ist. Und schließlich erfolgt
Beteiligung im Netzwerk nicht selten wohl auch, weil man schlicht den
Anschluss nicht verpassen will. „Wir müssen da rein, um drauf zu
gucken, was da passiert. Man macht erstmal mit, damit nicht andere
unter sich ausmachen, was und wie gehandelt wird, und weil es gut ist,
wenn man mitbestimmen kann, was die Leitwährung ist“, so schreibt
es eine Jugendsozialarbeiterin aus dem Publikum auf. Netzwerke sind
so betrachtet immer eine Kompromissformel, die inhaltlich nicht viel
verspricht – zumal wenn die Netzwerke im NÜS ihre eigenen Vor -
stellungen von Beteiligung haben. 

Für die LAG Jugendsozialarbeit zeichnet Andrea Schaffeld eine
kritische Sicht der aktuellen Situation: Eine Umfrage zur Beteiligung 
in den sieben Referenzkommunen (noch vor Leverkusen) ergab: 
keine Beteiligung sämtlicher Angebote der Jugendsozialarbeit, darunter
sind Angebote, die seit 30 Jahren aus Landesmitteln finanziert werden.
Keine Beteiligung auch der Projekte, die seit einigen Jahren über Bundes -
mittel (z. B. JUGEND STÄRKEN) finanziert werden. Fazit: Die Beteiligungs -
form ist rein zufällig, aber strukturell und über die Ministerien nicht
abgesichert. Jugendsozialarbeit hat den Auftrag, sich einzubringen und
mitzugestalten, und ist nicht gefragt. „Wir in der Jugendsozialarbeit
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eine Rolle, denn sonst würde an uns vorbeiorganisiert. An dieser Schnitt -
stelle sind wir gefragt: Die Kommunen haben in erster Linie ein Kosten -
interesse, die freien Träger sehen sich im (sozialpädagogischen)
Interesse der Jugendlichen.“ Am Beispiel Bielefeld zeige sich, dass dort
genau diese Strategie aufgegangen sei und Kosten gespart wurden. 

Gute Beispiele für eine gute Netzwerkarchitektur gesucht
Aus dem Publikum kommt ein weiterer kritischer Einwand zu der
„Kooperationsbehauptung hinter der Netzwerkbildung“: Stehen Ziele und
praktische Möglichkeiten nicht längst fest, wenn sich die Beteiligten
zusammensetzen? Wo sind die eigentlichen Spielräume und wer gibt 
sie vor? Als Jugendamtsleiter bestätigt Thomas Krützberg für Duisburg:
In der offenen Kinder- und Jugendarbeit bestehen Kinder- und Jugend -
förderpläne, die über eine Legislatur reichen. „Wir machen jedes Jahr
einen Kindergartenbedarfsplan, einen HzE-Bedarfsplan usf.: Das ist
Aufgabe einer kommunalen Jugendhilfeplanung.“ Dennoch sei für ihn
hier zunächst nur der finanzielle Spielraum festgelegt. 

Die Umsetzung erfolge in den Kooperationen vor Ort, etwa in Duis -
burg zwischen Sozialarbeit und Jugendsozialarbeit an Schule. Ohne
Transparenz, Diskussion und klare Ziel- und Zeitvorgaben könnten die
Spielräume nicht genutzt werden. „Man kann natürlich auch Netzwerk -
arbeit so angehen, dass man partnerschaftlich zusammenarbeitet, aber
einer den Hut aufhat. Und wer den Hut aufhat, gibt eine Zieldefinition
vor: Was will ich in dem Netzwerk erreichen?“

Zweite Fragestellung des Jugendamtsleiters in diesem Zusammen -
hang: „Brauche ich in jedem Netzwerk jeden?“ In Duisburg habe man
„ausgedünnt, weil da wirklich alle zusammensaßen und nicht mehr
vernünftig nach vorne geguckt haben“. Den finanziellen Input von
64.000 Euro für drei Jahre für das Landesprojekt Kein Kind zurücklassen
nutze man für eine Evaluation, die nach Abschluss belegen könne, dass
Netzwerke zu diesen Konditionen (einer hat den Hut auf und gibt das
Ziel vor, die Netzwerkpartner werden ausgewählt) effektiv sind.

Zu diesem Netzwerkzuschnitt merkt Holger Ziegler an, dass das
Netzwerk-Versprechen größer ist, als nur einen Austausch unterein -
ander zu organisieren. Üblicherweise sei die Idee, möglichst viele
Partner zusammenzubringen und eine Kooperation dauerhaft zu im ple -
mentieren. Doch die Partner, die dabei sind, haben durchaus unter -
schiedliche Aufgaben. Wenn, wie etwa für Duisburg beschrieben, das
Netzwerk durch das Jugendamt installiert und geleitet wird, muss klar
sein, dass zum Beispiel Schule oder Polizei einen vollkommen anderen
Blick auf die Kinder- und Jugendhilfe habe. „Zum Beispiel, wenn es 
um Prävention geht, sind die Interessen unterschiedlich, und die Blick -
richtung ist jeweils eine andere.“ Wenn die Netzwerkbehauptung
vorsieht, dass alle in einer Kette an einem Strang ziehen, wird außer -
dem übersehen, dass Polizei und Jugendhilfe unterschiedliche Auf -
gaben haben.

Hut ab? Proporzfragen 
Was folgt daraus für eine transparente Netzwerkarchitektur? Eine
Variante ist: Man spricht sich punktuell ab, stellt einander Ideen und
Ziele vor und überlegt im Netzwerk, ob und wie man darin zusammen -
kommt. Wenn alle Beteiligten in ihren Bereichen ihre Aufgaben
ordentlich erledigen, kann in der punktuellen Kooperation das bessere

2
Als „Mülleimer-Modell“ (engl. Garbage Can
Model, Garbage Can Theory) beschreiben
erstmals Michael Cohen et al. 1972 modell -
haft das – nicht rational gesteuerte – Ent -
scheidungsverhalten von Organisationen.








